
UVR 002/2006 - 87 - 
vom 01.09.2006  
- Rechtsprechung - DOK 182.11 

 
 
 

 
Die Amtsermittlungspflicht ist verletzt, wenn Tatsachen, die nach der rechtlichen Sicht des 
Berufungsgerichts entscheidungserheblich waren, offen geblieben sind, weil die 
notwendigen Feststellungen überhaupt fehlen oder weil sie nicht prozessordnungsgemäß 
zu Stande gekommen sind. 
 

§§ 103, 160 Abs. 2 Nr. 3 SGG,  
BK Nr. 2108 der Anlage zur BKV 
 
Beschluss des Bundessozialgerichts vom 27.06.2006 – B 2 U 421/05 B –  
 
Nach Auffassung des BSG hat das LSG vorliegend seine in § 103 SGG normierte Pflicht 
zur Aufklärung des Sachverhaltes dadurch verletzt, dass es entgegen dem vom Kläger bis 
zur Entscheidung des LSG ohne mündliche Verhandlung aufrechterhaltenen Beweisantrag 
auf Vernehmung des Zeugen S. über die vom Kläger gehobenen und getragenen 
Gewichte zum Nachweis, dass er gemäß der umstrittenen BK Nr. 2108 schwer gehoben 
und getragen habe, ohne hinreichenden Grund nicht entsprochen hat. Die Wendung "ohne 
hinreichende Begründung in § 160 Abs. 2 Nr. 3 SGG sei - so das BSG - nicht formell, 
sondern materiell im Sinne von "ohne hinreichenden Grund" zu verstehen. Es komme 
darauf an, ob das Gericht objektiv gehalten gewesen wäre, den Sachverhalt weiter 
aufzuklären und den beantragten Beweis zu erheben.  
 
Das Bundessozialgericht hat mit Beschluss vom 27.06.2006 – B 2 U 421/05 B –  
wie folgt entschieden: 
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